
Am Donnerstag der vergangenen
Woche verbreitete das Bundesprä-
sidialamt eine kurze Erklärung. Es

war der hilflose Versuch, etwas einzudäm-
men, das seine peinliche Wirkung längst
entfaltet hatte. Der Bundespräsident, so
hieß es in der Erklärung, habe „festge-
stellt, dass in Afghanistan die Bundeswehr
auf der Grundlage eines Mandats der Ver-
einten Nationen für die Sicherheit auch
in Deutschland kämpft“. Es war das Ein-
geständnis, dass Amtsinhaber Horst Köh-
ler das einzige Machtmittel nicht be-
herrscht, über das er verfügt: die Sprache.

Die Bürger mögen ihren Horst Köhler
noch immer, selbst seine Tapsigkeit scheint
sie nicht zu stören. Doch eine große Idee,
einen tragenden Gedanken ist der Präsi-
dent seinem Volk bislang schuldig geblie-
ben. Nun patzt Köhler auch noch in seiner
Kerndisziplin. Was bringt eigentlich ein
Präsident, der nicht einmal unfallfrei reden
kann? Dar über wird im politischen Berlin
genauso diskutiert wie im Amt selbst.

Mit der Erklärung vom Donnerstag en-
dete eine Aktion, die als Befreiungsschlag
gedacht war. Mit einer überraschenden
Afghanistan-Visite wollte Köhler den Vor-
wurf widerlegen, ihm seien Fragen nach
dem Benzinpreis wichtiger als die nach

dem Schicksal deutscher Soldaten. Ein
Blitzbesuch im deutschen Feldlager in Ma-
sar-i-Scharif sollte diesem Eindruck ent-
gegenwirken. Den afghanischen Präsiden-
ten Hamid Karzai ließ Köhler entgegen
den protokollarischen Gepflogenheiten
links liegen und irritierte auch noch vor
Ort die deutschen Soldaten. Als die nicht
auf seine Frage antworteten, wie zuver-
sichtlich sie seien, fragte Köhler einen an-
wesenden US-Soldaten, wie er die Lage
einschätze. Dessen Antwort: „Ich glaube,
wir können das gewinnen.“ Dar auf Köh-
ler zu den Bundeswehrsoldaten: „Warum
höre ich das nicht von Ihnen?“

Doch die eigentliche Blamage sollte
erst folgen. Auf dem Rückflug gab das
Staatsoberhaupt einem Reporter des
Deutschlandfunks ein befremdliches In-
terview. Köhler, derzeit ohne die schüt-
zende Hand eines Pressechefs, schwadro-
nierte grammatikalisch unbeholfen über
Bundeswehreinsätze: Die Gesellschaft
verstehe allmählich, dass ein Land wie
die Bundesrepublik „mit dieser Außen-
handelsorientierung und damit auch Au-
ßenhandelsabhängigkeit auch wissen
muss, dass im Zweifel, im Notfall auch
militärischer Einsatz notwendig ist, um
unsere Interessen zu wahren“. 

Als Beispiel nannte er „freie Handelswe -
 ge“. Es gelte, „ganze regionale Instabilitä-
ten zu verhindern, die mit Sicherheit dann
auch auf unsere Chancen zurückschlagen,
negativ bei uns, durch Handel Arbeitsplät-
ze und Einkommen zu sichern“. Es klang,
als rechtfertige Köhler Wirtschaftskriege –
und das ausgerechnet im Zusammenhang
mit dem in Deutschland heiß umstrittenen
Afghanistan-Einsatz.

* Mit Ehefrau und Soldaten in Masar-i-Scharif.

Fünf Tage dauerte es, bis
sich die Empörung entfal-
tete. Thomas Oppermann,
der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der SPD-Frak-
tion, befand, Köhler schade
„der Akzeptanz der Aus-
landseinsätze“. Der CDU-
Außenpolitiker Ruprecht
Polenz sprach von einer
„missverständlichen Formu-
lierung“, der Verfassungs-
rechtler Ulrich Preuß sah
einen „imperialen Zungen-
schlag“. 

Im Präsidialamt musste
rasch eine Sprachregelung
her. In der Erklärung hieß
es dann, Köhler habe sich
auf Missionen wie den
Anti-Piraterie-Einsatz der
Bundeswehr bezogen. Aus
dem Interview ging das
nicht hervor.

In der politischen Klasse ist inzwischen
ein dramatischer Autoritätsverlust des
Staatsoberhaupts zu besichtigen. In letz-
ter Zeit musste am Kabinettstisch jeweils
lange gerungen werden, ehe sich ein Bun-
desminister bereit erklärte, einem Köh-
ler-Auftritt beizuwohnen. Im Amtssitz
selbst kursiert bereits der Vergleich mit
Vorgänger Heinrich Lübke – dem bislang
größten Tollpatsch im Amt, dem folgende
Anrede zugeschrieben wird: „Meine Da-
men und Herren, liebe Neger.“

Auf den Fluren von Schloss Bellevue
fühlen sich jene Mitarbeiter bestätigt, die
schon lange um Köhlers Schwächen wuss-
ten, die seine O-Töne kannten, seine hilf-
losen Bitten um Redeentwürfe und The-
menvorschläge. Ohne den Medienprofi
und bisherigen Pressechef Martin Kothé,
der vor wenigen Wochen das Amt verließ,
werde nun für jedermann sichtbar, dass
Köhler fast sklavisch auf Zuarbeiter und
Redenschreiber angewiesen sei.

Er habe keinen politischen Kompass,
klagen einige, die das Amt verlassen
 haben. Das sind viele: Referatsleiter und
bereits zwei Planungschefs (SPIEGEL
11/2010). Im Amt herrscht Misstrauen, für
das vor allem Staatssekretär Hans-Jürgen
Wolff verantwortlich gemacht wird. 

Die verbliebenen Mitarbeiter bangen
nun den nächsten Köhler-Auftritten ent-
gegen. Für die kommenden Tage verspre-
chen sie sich ein bisschen Ruhe. Die Hoff-
nung ruht auf den deutschen Fußballern –
Köhler fährt zur WM nach Südafrika, 
vorher bereist er Burkina Faso. Und am
Dienstag dieser Woche tritt die neue Pres-
sechefin ihr Amt an. Sie wird versuchen
müssen, die Kontrolle zurückzugewin-
nen – auch über die Worte dieses Präsi-
denten. STEFAN BERG, CHRISTOPH HICKMANN
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B U N D E S P R Ä S I D E N T

Horst Lübke
Das Staatsoberhaupt blamiert sich

mit seinen Afghanistan-Äußerungen.
Im Schloss Bellevue herrscht 

Entsetzen: Wie soll er die rest lichen
vier Amtsjahre überstehen?

Bundespräsident Köhler*
Ohne politischen Kompass
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